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 NEW YORK, 27. Februar 2020 – Die Mitglieder des Sicherheitsrats kamen am 
20. Februar 2020 zusammen, um die Situation in der Zentralafrikanischen Republik und die 
Aktivitäten der Mehrdimensionalen integrierten Stabilisierungsmission der Vereinten Natio-
nen in der Zentralafrikanischen Republik (MINUSCA) zu erörtern. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats begrüßten die Fortschritte bei der Durchführung des 
Politischen Abkommens für Frieden und Aussöhnung in der Zentralafrikanischen Republik 
(„Friedensabkommen“) ein Jahr nach seiner Unterzeichnung am 6. Februar 2019 in Bangui. 
Sie würdigten die Anstrengungen von Präsident Faustin-Archange Touadéra und seiner Re-
gierung zur Einhaltung ihrer Verpflichtungen sowie die von den Garanten und Moderatoren 
des Friedensabkommens, darunter die Afrikanische Union, die Wirtschaftsgemeinschaft der 
zentralafrikanischen Staaten und die Vereinten Nationen, bereitgestellte Unterstützung. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats bekundeten ihre Besorgnis über die Verzögerungen 
bei der Durchführung einiger grundlegender Bestimmungen des Friedensabkommens und 
forderten alle Unterzeichnerparteien nachdrücklich auf, ihre Verpflichtungen uneinge-
schränkt zu achten. Sie forderten außerdem die Parteien, die nicht unterzeichnet haben, und 
alle politischen und zivilgesellschaftlichen Akteure nachdrücklich auf, die Durchführung 
des Friedensabkommens zu unterstützen, das der einzig gangbare Weg zu dauerhaftem Frie-
den in der Zentralafrikanischen Republik ist. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats verurteilten nachdrücklich die Verstöße gegen das 
Friedensabkommen und die von bewaffneten Gruppen im ganzen Land begangene Gewalt, 
zuletzt im Norden und Osten der Zentralafrikanischen Republik, und verlangten, dass diese 
Gruppen alle Formen von Feindseligkeiten, Aufstachelung zu Hass und Gewalt aus ethni-
schen und religiösen Gründen, Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht und Menschen-
rechtsverletzungen und -übergriffe, namentlich an Kindern sowie sexuelle und geschlechts-
spezifische Gewalt in Konflikten, und Angriffe auf humanitäres Personal einstellen. Sie ver-
wiesen in dieser Hinsicht auf die Möglichkeit der Verhängung von Maßnahmen, einschließ-
lich Sanktionen, gemäß Artikel 35 des Friedensabkommens gegen Parteien, die das Abkom-
men nicht einhalten. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats riefen die Nachbarstaaten, die regionalen Organi-
sationen und die internationalen Partner erneut auf, die Durchführung des Friedensabkom-
mens zu unterstützen, und sie ermutigten zu Kohärenz, Transparenz und wirksamer Koor-
dinierung der internationalen Unterstützung zugunsten der Menschen in der Zentralafrika-
nischen Republik. Sie begrüßten die Treffen der gemeinsamen bilateralen Kommissionen 
der Zentralafrikanischen Republik mit Kamerun, der Republik Kongo und Tschad und for-
derten die Umsetzung der Beschlüsse dieser Kommissionen und die Wiederbelebung ähnli-
cher Kommissionen der Zentralafrikanischen Republik mit anderen Nachbarländern. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats begrüßten die fortgesetzten Anstrengungen der Be-
hörden der Zentralafrikanischen Republik, in Abstimmung mit ihren internationalen Part-
nern die staatliche Autorität auszuweiten, insbesondere durch die Rückverlegung der staat-
lichen Verwaltung und der nationalen Verteidigungs- und Sicherheitskräfte und die Umset-
zung des Nationalen Plans für Wiederaufbau und Friedenskonsolidierung. Sie forderten die 
Behörden der Zentralafrikanischen Republik auf, für die Nachhaltigkeit dieser Rückverle-
gung zu sorgen, das Gesetz über die Dezentralisierung zu erlassen und anzuwenden und 
verstärkte Anstrengungen zur Umsetzung des Plans zu unternehmen, um zur dauerhaften 
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Stabilität und nachhaltigen Entwicklung aller Regionen des Landes beizutragen und für alle 
Bevölkerungsgruppen in der Zentralafrikanischen Republik die Friedensdividenden zu er-
höhen. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats begrüßten ferner die anhaltenden Anstrengungen 
der Behörden der Zentralafrikanischen Republik, in Abstimmung mit ihren internationalen 
Partnern die Reform des Sicherheitssektors voranzutreiben. Sie riefen die Behörden auf, ihr 
nationales Programm zur Entwaffnung, Demobilisierung, Wiedereingliederung und Repat-
riierung weiter durchzuführen, und forderten die bewaffneten Gruppen, die das Friedensab-
kommen unterzeichnet haben, nachdrücklich auf, sich diesem Prozess unverzüglich anzu-
schließen. Sie riefen ferner alle Parteien, die das Friedensabkommen unterzeichnet haben, 
auf, die gemischten Sicherheitsspezialeinheiten nach der Überprüfung, Entwaffnung, De-
mobilisierung und Ausbildung ihrer Mitglieder auf eine die Prozesse der Entwaffnung, De-
mobilisierung, Wiedereingliederung und Repatriierung und der Sicherheitssektorreform er-
gänzende Weise zu operationalisieren. Sie begrüßten ferner die von den Behörden der Zen-
tralafrikanischen Republik erzielten Fortschritte im Hinblick auf die in der Erklärung der 
Präsidentschaft des Rates vom 9. April 2019 festgelegten Kriterien, aufgrund deren das Waf-
fenembargo gegen die Regierung der Zentralafrikanischen Republik zweimal in Folge – am 
12. September 2019 und am 31. Januar 2020 – gelockert wurde, und sie ermutigten sie zu 
weiteren Fortschritten bei der Erreichung der Kriterien und zur Überwindung der noch ver-
bleibenden Herausforderungen. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats erinnerten daran, dass es dringend und zwingend 
geboten ist, alle diejenigen, die für Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht und für Men-
schenrechtsverletzungen und -übergriffe verantwortlich sind, zur Rechenschaft zu ziehen. 
Sie begrüßten es, dass der Sonderstrafgerichtshof die Ermittlungen aufgenommen hat, und 
forderten die Behörden der Zentralafrikanischen Republik und die internationale Gemein-
schaft auf, den Gerichtshof und das nationale Justizsystem auch weiterhin zu unterstützen. 
Sie forderten die Behörden der Zentralafrikanischen Republik außerdem auf, die Kommis-
sion für Wahrheit, Gerechtigkeit, Wiedergutmachung und Aussöhnung rasch zu operationa-
lisieren, um der Forderung der Menschen in der Zentralafrikanischen Republik nach Ge-
rechtigkeit nachzukommen, und zu den Anstrengungen zur Herbeiführung einer nachhalti-
gen nationalen Aussöhnung beizutragen. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats forderten die Behörden der Zentralafrikanischen 
Republik und alle nationalen Interessenträger nachdrücklich auf, die Vorbereitung alle Sei-
ten einschließender, freier, fairer, transparenter, glaubhafter, friedlicher und fristgerechter 
Präsidentschafts-, Parlaments- und Kommunalwahlen in den Jahren 2020 und 2021 im Ein-
klang mit der Verfassung der Zentralafrikanischen Republik und unter voller, wirksamer 
und sinnvoller Teilhabe der Frauen zu gewährleisten. Sie forderten alle Parteien auf, keine 
Spannungen zu schüren und alle noch offenen Fragen betreffend den Wahlprozess im Wege 
des friedlichen Dialogs und rechtmäßiger Verfahren auszuräumen. Sie erklärten in dieser 
Hinsicht, dass es für die Abhaltung der Wahlen von 2020/2021 innerhalb des Zeitplans für 
die Wahlen keine Alternative geben wird. Sie forderten außerdem die internationale Ge-
meinschaft auf, ihre finanzielle und technische Unterstützung für die anstehenden Wahlen 
zu erhöhen. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats bekundeten erneut ihre nachdrückliche Unterstüt-
zung für den Sonderbeauftragten des Generalsekretärs für die Zentralafrikanische Republik, 
Mankeur Ndiaye, und für die MINUSCA im Rahmen ihres vom Sicherheitsrat in Resolution 
2499 (2018) erteilten Mandats, die Behörden und die Bevölkerung der Zentralafrikanischen 
Republik bei ihren Anstrengungen zu unterstützen, dem Land dauerhaften Frieden zu brin-
gen. Sie bekundeten ihre ernste Besorgnis über die anhaltenden Angriffe auf die MINUSCA 
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und erinnerten daran, dass Angriffe auf Friedenssicherungskräfte Kriegsverbrechen darstel-
len können. Sie bekundeten außerdem ihre ernste Besorgnis über eine gegen die MINUSCA 
gerichtete Medienkampagne, bei der vor kurzem falsche und unannehmbare Informationen 
über die Mission und ihr Personal verbreitet wurden sowie zu Hass aufgestachelt wurde. Sie 
forderten alle Interessenträger in der Zentralafrikanischen Republik nachdrücklich auf, ma-
nipulative Kampagnen einzustellen, die zu Gewalt gegenüber der MINUSCA und ihrem 
Personal aufstacheln könnten, und wiesen in dieser Hinsicht gleichzeitig darauf hin, dass 
von Personen oder Einrichtungen ausgehende Aufstachelung zu Gewalt, insbesondere aus 
ethnischen oder religiösen Gründen, und die anschließende Begehung oder Unterstützung 
von Handlungen, die den Frieden, die Stabilität oder die Sicherheit der Zentralafrikanischen 
Republik untergraben, die in Ziffer 20 der Resolution 2399 (2018) festgelegten und mit Re-
solution 2507 (2020) verlängerten Benennungskriterien für Sanktionen erfüllen könnten. 
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